
Fünfter Abschnitt.

Die besondre Gesetzgebung über die Journale.

Aie englischen Bürger haben das Recht, vermöge der

dem Schriftsteller zukommenden persönlichen Freiheit ihre

Gedanken auf eine durch den menschlichen Erfindungs¬

geist verbesserte Weise, mittels beweglicher Buchstaben

und der Presse, auszudrücken.

Sie haben das Recht der Diskussion über die Hand¬

lungen der Regierung, zu welchen sie durch einen Zweig

der öffentlichen Gewalten selbst mitzuwirken berufen sind.

Sie haben das Recht der Petizion, das Recht sich

in politischen Versammlungen zu vereinigen, um Bitten,

Zuschriften und Gegenvorstellungen an die Negierung zu

entwerfen, um dieser den Ausdruck des allgemeinen Wik»

lens, die öffentliche Meinung — das Hauptgetriebe stell»

vertretender Verfassungen — zu erkennen zu geben, um

diese Meinung selbst aufzuklaren und zu verbessern.

Hieraus entspringt auch das Recht, Journale, öf¬

fentliche Blätter, Neuigkeitspapiere, periodische Werke

herauszugeben, und die Gesetzgebung über diese Arten

von Schriften.
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Dieses Recht ist nicht minder heilig, als alle die

andern. Die Journale sind daher in England fr i her¬

ausgegeben worden, ohne Fesseln und Besichranknngen,

seil ihrer Erfindung bis zum I. 1798.

Wahrend des Laufes des 18. Jahrhunderts war zu

zwei verschied»?« Zeiten, unter Lord North's und unier

Pitl's Ministerium, vorgeschlagen worden, die Journale

einer Zensur zu unterwerfen. Aber beidemal wagte das

Kabinet es nicht, diesen Vorschlag dem Parlemente zur

Verhandlung zu übergeben. Er blieb verschlossen in den

Beralhungszimmern und geheimen Ausschüssen des Mi¬

nisteriums. ')

Die von diesen Ausschüssen angestellte Prüfung be¬

traf das Recht, die Dienlich keir und die Aus¬

übungsart der Zensur.

1. Das Recht eine Zensur aufzulegen.

Die Bcfugniß, Journale herauszugeben, war eben

so unangreifbar, als die Vefugniß, sich der Presse zu

bedienen, und geholte mit zu dieser. Indem man die

Herausgabe der Journals als Thatsache zergliederte,

fand man nichts weiter als die an bestimmte Tage oder

Zeile» gebundene Bekanntmachung kleiner, meist anckdo-

tenartiger, Aufsätze, enthaltend Berichte und Erzählun-

') S ein wenig bekanntes Werk unter dem Titel: ^ 5------

ii>Hui.rv 011 llie iincl »«ws » pspei's. TonUon, i8v3. 8,
z».



gen von größerer oder minderer Allgemeinheit, und nütz¬
liche oder angenehme Gedanken, deren Erkennli.iß oder
Mirrheilung das Publikum imeressirtc, die aber auch
wohl zu unbestimmtenTagen oder Zeilen hatte gcichehn
können.

Wenn die Zensur die Anwendung eines Rechtes sein
kennte, oder vielmehr wenn die Einführung derselben rein
Recht verletzte, wo sollte die Ausübung jener Jensur be¬
ginnen? Es wäre offenbar unmöglich, diesen Punkt ge¬
nau zu bestimmen. ")

2. Dienlichkeit (vonvenu neu) einer Zensur.

In Ansehung der Regierung und der össeur ichc»,
durch die Verfassung bestimmten, Gewalten fragt es sich:
Könnten und wollten sie sich auswerfen zu Handhabern
der öffentlichen Meinung, einer furchtbaren Macht, die
im Ntprascnlarivsystemcnoch über ihnen steht, die sie
aufrecht halt und niederwirft?

H Die Sache ist hier ungefähr so behandelt, wie sich die

alten Dialektiker über die Frage stritten: Wann beginnt eine

Zahl oon Körnern ein Hanse zu sein? oder: Wie wenig Haare
muß man haben, um ein Kahlkopf zu Heisien? Das ist aber eine

sophistische Behandlungsart. Der Gesetzgeber handelt nach dem

Angcnmaasie des gesunden Menschenverstandes. Und da wird

er eben so wenig in Verlegenheit sein, zu bestimmen, ob die-

ses oder jenes Ding ein Journal, als ob es ein Hanfe oder

ein Kahlkopf sei. Ileberdieß ist hier auch nicht von Journalen

überhaupt, sondern von solchen die Rede, welche die Begeben

heiten des Tages vor aller Welt besprechen. A. d. !!.
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Dürften die englischen Minister sich wohl schmeicheln,
der Richtung der öffentlichen Memnng sich zu bemei-
stern? Würden sie nicht, statt dieselbe zu befragen und
zu erforschen, sich einen Einfluß anmaaßen, der darauf
abzwcckte, dieselbe zu unterjochen?

Aus den öffentlichen Vorcbcilen entsprossen, ist jene
Meinung immer da, wenn man im Fall ist, sie befra¬
gen zu muffen. Sie laßt sich ebensowohl vernehmen im
Stillschweigenund in der Ruhe der Mäßigung, als wenn
sie in gefahrlichen Ausschweifungendaherbraust. Hat
ein geschickter Minister die Vortheile der Geineine, die
wahren Vortheile jeder Regierung, erwogen, so laßt er
sie gegen einander spielen durch die Verhandlungen der
verschiednenZeitschriften. Man vergleicht diese, zieht
das Ergebniß heraus und uriheilt. Alan findet dann,
daß diese oder jene Handlungen der Regierung ent¬
weder mit der öffentlichen Meinung in Einstimmung
sind oder den von ihr ausgesprochuen Wünschen und
Ansichten widerstreiten. Sind die Wünsche schwan¬
kend oder schimärisch, die Ansichten falsch, so sucht
man jenen ein andres Ziel zu geben und diese zu be¬
richtigen.

Hiezu bedarf man aber einer ziemlich großen Zahl
von Journalen. Die Errichtung einer Jensur würde je¬
doch mehr aus Beschränkung derselbe» hinwi ken; denn
im Grunde würd' es nur Eins unter verschiednen Ge¬
stalten, Titeln und Farbe» geben. Und zugle ch müßte
man wohl überzeugt sein, daß ihre Freiheit keine andern



Schranken hätte, als die der Jutraglichkeit oder der Ver¬
nunft, die darüber urtheilt.

Da übcrdieß die Zeitschriften einen besteuerungsfähi¬
gen Srvff von Bedeutung darbieten und das System der
gesellschaftlichen Einrichtungen in Europa viel Steuern
foderr, so verlangen jene auch in Bezug auf den allge¬
meinen Gewerbflciß und die Staatskasse einen freiem
Spielraum und wollen daher mehr aufgemuntert als an¬
gehalten sein. Die Zensur aber würde deren Zahl ver¬
mindern. 2)

In Ansehung der Gemeine oder des Publikums
fragt sich's: Würde die Zensur Vortheile gewahren und
welche?

Die Zeitschriften überhaupt sind eins der schnellsten
Mittel, eins der gebräuchlichsten und nützlichstenWerk¬
zeuge der allgemeinen Belehrung. Sie empfangen sie
und tauscheu sie um mit großer Geschwindigkeit; sie ver¬
breiten sie mir vollen Hände», wohlfeilen Kaufs, alle
Tage, ja alle Augenblicke, und unter Gestalten, die al¬
len Eigenheiten, allen Altern, allen Verhältnissen zusa¬
gen. Sie bereichern die allgemeine Masse der Weltbevöl-

2) Sonst verbrauchten die englischen Journale für eine Be¬

völkerung von >5 bis 16 Millionen Menschen 200 bis 2Ü0 Tau¬

send Ries Papier von großem Formate, und die Stempelsteuer,

welche sie zablten, war betrachtlich. Diese Steuer wurde ver-

mebrt. Die Journale bezahlen jetzt an Etempelgebüren 9,L5v,ooo

Franken, ohne das Postgeld zu rechnen; aber sie verbrauchen

nur noch iS<> bis >L« Tausend Ries Papier.
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kcrung mit nützlichen oder angenehmen Ideen. Sie bil¬

den ems der mächtigsten Bindemittel der gebildeten Welt;

und wen» man sie durch eine Uebereiiikunfr, die eben so

unmöglich zu entwerfen als zn vollziehen wäre, den

menschlichen Gesellschaften untersagte, so lagt sich nicht

berechnen, welche Umwälzungen dieses von Unwissenheit

und Vorurrheil ans die Wissenschaft gelegte Embargo

nach sich ziehen würde.

In ein m Jahrhundert übcrdieß, wo die Anhäufung

der beweglichen Neichthümcr, und ihre große Beweglich¬

keit, die erstaunliche Leichtigkeit einer schnellen und ver¬

borgnen Versetzung derselben, die Ausdehnung des Ver¬

kehrs und die Maunichfaliigkeit seiner Geschäfte viel¬

fältigere Verhältnisse unter den Einzelen bewirken und

den europäischen Gesellschaften die beständige Verbindlich¬

keit laglicher, sicherer und nngchindcrtcr Mitthcilungen

nn er ihnen selbst und mit den dadurch befruchteten übri¬

gen Welttheilen auslegen — in diesem Austande der Dinge,

sag' ich, gehören freie Zeitschriften zn den Bedürfnisse»

erster Nothwcndigkeit, welche durch nichts in der Welt

ersetzt werden können.

Ein geschätztes Journal, wie das 8t. I-imos oder

das bloriiing eiironiolo, vereinigt nicht nur Anzeigen von

zu verlachenden oder zu vermiethendcn Sachen, gericht¬

liche Anzeigen, Preiskurantcn von StaatSpapieren, Wich¬

sein und Waarcn, SchisfUirtsneuigkeiten, Bekaniilma-

chungen aus Loyd's Kaffeehaus, die tägliche» Verhand¬

lungen beider Häuser des iparlemenS, sondern es bietet

.OMR
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auch alle ander,i Notizen dar, welche das allgemeine und

bt^udre Interesse nur wünschen kann.

Wird die Zensur in Masse verbieten, was sie im

Einzelen doch zulassen muß?

z. Ausnbungsart der Zensur.

Wem soll die Zensur der Journale anvertraut wer¬

den? Den Ministern oder den Parlemcntsrammcrn?

Der Kanzlei oder den Gerichtshöfen? Dem Erzbischvf

von Cantcrbury und dem Diözesanbischof oder ganz neu

errichteten Zensurbehördcn? Ober endlich soll sie allen

diesen Körperschaften und Behörden zugleich zustehen?

Aver die Kanzlei und die gerichtlichen Körper haben

eine eigen! ümliche, besondre und unabhängige Gewalt,

welche durch die Verfassung vorgezeichncr ist. Sie suchen

ohnehin sie zu erweitern; sie suchen die Austheilung der

Gerechtigkeit ihrem persönlichen Ermessen anzupasfeu. Will

mau noch den Gebrauch dieses Ermessens vermehren, ge¬

gen welchen schon alle aufgeklarten Publizisten und Kri¬

minalisten Englands sich erklären?

In einer Gesellschaft, wo die herrschende Religion nur

ein Sechstheil der Bevölkerung zu ihren Gläubigen zahlt

und eme Toleranzakte ihr zur Seite steht, wollte man den

Dienern der Nazionaikirehe die Zensur der Journale an¬

vertrauen? Daraus eins ihrer AnitSgeschaste machen,

wurde das nicht Heisjeu das Zensurgesetz (liceiiLinZ sct)

vom tz. und ig. RrgierungSjahre Karl's II. erneuern,

welches eine Mitursache der Revoluzion war?



Die neue» Behörde» aber, die ma» zu Handhaber»
der Jeusur machen möchte, wurden sie auch unabhängig
sein? Hungen sie nun doch von den verfassungsmäßigen
Autoritäten ab, so wären es ja diese eigentlich, denen
die Jensur annsmäßig zustände.

Endlich, wenn alle diese Körper ober Gewalten die
Jensur zugleich ausüben sollen, würden sie Journale ha¬
ben, die ihnen ganz besonders angehörten? Aber in d e-
sem Falle würden sie entweder einstimmig unter einander
sein, was kaum anzunehmen, oder sie würden in Mei¬
nungen und Grundsätzen über die Zensur sich widerspre¬
chen, was Unordnungen, MelnungSkämpfe mid sehr ge¬
fährliche Autoritälssireiligkeirel!nach sich ziehen und das
Wohl des Staats weit mehr beeinträchtigenkönnte, als
die Unabhängigkeitder Zeitschriften. *)

Bei dem Einflüsse, welchen die Krone in den beiden
Epochen, wo über dielen Gegenstand verhandelt wurde,

") Was der Verfasser hier gegen die Zensur der Zeitschrif¬
ten in Bezug auf England sagt, laßt sich n>»rari- m-ilanäi»
auch in allgemeiner Beziehung dagegen sagen, und verdient wohl
beherzigt zu werden. Auch ist es gar nicht zu bezweifeln, daß
eine aufgeklarte, freisinnige und sich stark suhlende Regierung
durchaus nichts davon zu befürchten hat, wen» sie allen den
Schriften, die hier der Verfasser unter dem Namen der Jour¬
nale begreift, namentlich den politischen Zeitungen, Zen¬
surfreiheit (versteht sich allemal, mit Vorbehalt der Verantwort¬
lichkeit) verleihet. Wir wünschen daher uvchmal, dafi Deutsch¬
land recht viel solche Regierungen haben möge, wie es deren in
der Tbat schon einige hat. Unser obiger Entwurf möchte dann
immerhin eben nichts weiter sein und bleiben als Entwurf.

A. d. U.
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erlangt hatte, war es klar, daß das Parlemcnt die Ueber--

nähme der Zeulur verweigert und sie dem Ministerium

uberlassen haben wurde, obwohl die wahren Freunde des

Vaterlandes und der englischen Verfassung deswegen leb¬

hafte Besorgnisse harren hegen müssen. So verwegen

auch Lord Norrh's Ministerium war, so hatt' es doch

nicht die Kühnheit, die Annahme der Zensur der Zeit¬

schriften vorzuschlagen. Pitt hatte beim Ausbruche der

französischen Revoluzion eine ungeheure Popularität so¬

wohl iu beiden Häusern des Parlemenlö als im Volke;

er hatte eben große Handlungen der Autorität gcthan und

wagic es doch nicht unter so kitzlichen Umstanden seine

Popularität oder keine Macht ausS Spiel zu setzen. Er

ließ also bloß durch den Staatsanwalt John Scott (jetzt

Lord Eldou, Großkanzlcr von England) das Gesetz vor¬

schlagen, welches die Herausgeber von Zeitschriften ver-

schiednen Förmlichkeiten unterwirft, die in der Tbat nur

geeignet sind, sie auf kürzerem Wege verantwortlich zu

machen wegen des Schadens, den Journale und andre

öffentliche Blätter als politische oder Privatlibellc verur¬

sachen können.

Seit dem I. 1797 klagte Pitt, nicht mehr achtend

die Rechte d r Minderheit, dieselbe sowohl im brirrischen

Senate als in den Ministerialen Zeitschriften an, daß sie

in Grundsätzen und Absichten mit den französischen Re¬

publikanern gemeine Sache mache, jakobinisch gesinnt sei

und das Wohl des Landes verrache; und sie verstummte

darob, und For verließ die Oppostzionsbank, um eine

Reise auf dem Festlands zu mache» — Flecken, welche

K



lüt>

dem Andenken dieser beiden großen Staatsmänner auf

gleiche Weile nachtheilig sind. Als obiges Gesetz von

beide» Häusern angenvnimen wurde, waren im Hause

der Gemeinen von 558 Mitgliedern nur 5z zugegen, und

das Gesetz ging durch mir einer Mehrbeit von gg, Stim¬

men gegen y; von wenigstens 250 PärS saßen nur 14

im Oberhausc, und der Beschluß der Gemeinen wurde

nur von 8 Pars angenommen.

Der Zweck des Gesetzes war, wie gesagt, die Ver¬

antwortlichkeit der Herausgeber von Zeiischnften zu ver¬

stärken oder sie vollständiger und gewisser zu machen.

Mau hätte dieß durch Kauzioncn erreichen können; aber

mau wollte lieber in gewissen Fallen die Gesangnißstrafe

aus eine größere Menge von verantworiljchcn Personen

anwenden können. Das Gesetz verbot auch geheime Ab¬

drücke ungestempelter Journale durch fiskalische Anord¬

nungen und die Enirückung von Arcikcln gegen die Re¬

gierung, so wie von Aus ügen aus fremden Jeirungen.

Das Gesetz zog de» Vortheil der Angeber ins Spiel und

versicherte so seine Vollziehung durch Ueberlassung der

Hälfte von den aufgelegten Geldbußen.

Es ist dieß das Gesetz vom z8 Regierungsjahre

Georg's lll- oder vom 28. Inn 17Y8, welches sich nach

einer sehr kurzen Einleitung so ausdrückt:

Art. l. Niemand kann nach Verlauf von vierzig

Tagen, gerechnet vom Datum dieses Gesetzes, drucken

oder herausgeben, oder lassen drucken oder herausgeben,

irgend ein NemgkeitSpapicr (Zeitung) ober andres Werk,



welches Neuigkeiten oder öffentliche Notizen enthalt/ obne
vorder auf einfachem (ungestempeltem) Papiere eine Er»
klarung, deren Form sogleich naher angezeigt ist, bei ven
Kommissarien der Stempelsteuer abgegeben zu haben,
worin die Gegenstande solcher Blatter bestimmt sind.

2. Die Erklärung soll enthalten die Namen und
Wohnungen dcS Druckers, des RedaktörS, und der an¬
dern Eigenthumer. wenn deren nicht mehr als zwei sind,
und wenn mehr, bloß zweier von ihnen; ferner den An-
theil, den sie an der Unter nehmung des Journals haben,
und dte Beschreibung der Druckerei und der Form des
Journals.

3. Wenn mehr als zwei Eigenthumer, unabhängig
vom Drucker oder Nedaktör, und wenn ihre Anrheile un¬
gleich sind, so soll die Erklärung die Namen der beiden
Eigenthumer enthalten, deren Anlheile die stärksten sind.

4. Die Erklärung soll erneuert werden bei jeder
Veränderung der Wohnung und des Namens des Druk-
kers, des Redaktors, und der erklärten Eigenthumer, so
wie ans zede Anffodernng der Stempelkommissare.

5. Die Erklärungen sollen schriftlich und unter eid¬
licher Bestärkung, von Quakern aber mir bloßer Versiche¬
rung der Wahrheit, vor den Stempelkommissaren ge¬
macht werden.

') Es ist merkwürdig, daß hier die Quaker gesetzlich für
ehrlichere Leute anerkannt werden. als die Mitglieder der an¬
glikanischen oder andrer Kirchen. Sonst hatte man sich der die¬
len wohl auch mit der bloßen Versicherungbegnügt. A> d. >!.



6. Die Erklärungen können nur dnrch die oben

angezeigten vier Personen gemacht werden. Sie sind aber

gehalten, innerhalb der ersten sieben Tage von der ge¬

schehenen Erklärung an, bei Strafe einer Geldbuße von

50 Pf St., den andern Miieigenihnmcrn davon Kennt¬

lich zu geben.

7. Jeder Drucker, Nedaklör, Austheilcr oder Ver¬

kaufer von Nenigkcitspapieren, der selbige herausgibt,

auStheilt oder verkauft, ohne daß vorher jene Erklärung

gemacht worden, soll ic)O Pf. St. Strafe zahlen.

8. Wer eine falsche oder nicht nach obiger Form ein¬

gerichtete Erklärung macht, zahlt 100 Pf. St. Strafe.

9. Diese Erklärungen gelten als Beweismittel vor

Gericht gegen die, so sie gemacht haben, bis zum aner¬

kannten Beweise des Gegentheils, woferne sie nicht vor¬

her erklärt haben, daß sie bei der Unternehmung dieses

Journals nicht mehr gebraucht werden oder keinen wei¬

ter» Amheil daran haben.

10. Die Namen und Wohnungen des Druckers und

des Redaktors werden auf jedes Blatt gedruckt, bei

Strafe einer Geldbuße von ic?o Pf. St.; und bis zum

anerkannte!! Beweise des Gegentheils werden jene alö solche

betrachtet und sind in dieser Eigenschaft verantwortlich.

lt. Im Fall einer gesetzlichen Verfolgung wird der

Beweis, daß das in Anspruch geuommeue Blatt publi¬

zier sei, nicht gefodcrt, indem die im 1. und 2. Ar¬

tikel vorgeschriebne Förmlichkeit diesen Beweis unnörhig

macht.

12. Alle Vorladungen, in der Druckerei oder in
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den Wohnungen des Druckeos und des Redaktors gemacht,
sind gut und gültig für alle Theilnehmer.

iz. Der Scempelsatz für die Erklärungen ist auf
einen Schilling bestimmt.

Die Stempclkommissare können von obigen
Erklärungen Abschriften fertigen lassen, die, von ihnen
beglaubigt, vor Gericht gleiche Gültigkeit haben.

15. Jede von den Stcmpelkommissarennicht beanfs
tragte Person, die eine freche beglaubigte Abschrift aus¬
fertigen mürde, soll ioo Pf. St. Strafe zahlen.

ib. Ebendieselbe Geldstrafe erleidet jeder Agent der
Steinpclkommissare, der fälschlich bezeugen würde, daß
der zur Unterstützungder Erklärung ersoderliche Eid ge¬
leistet worden, oder daß eine falsche Abschrift von der
Erklärung richtig sei.

17. Vom 1. Jul 1798 an wird von jedem Blatte
oder Neuigkeitspapiere innerhalb der ersten sechs Tage
seiner Bekanntmachung ein vom Drucker oder Redaktor
unterzeichneter Abdruck den Stcnipclkomnussarenoder ihren
Agenten überliefert, bei Strafe einer Geldbuße von 20a
Pf. St. Dieser Abdruck wird in deren Archiven aufbe¬
wahrt und hat während der ersten zwei Jahre gerichtliche
Gültigkeit.

18. Jedes ungestempelte Ercmplar eines öffentli¬
chen Blattes oder Neuigkeuspapicres wird den Drucker
einer Geldbuße von 20. Pf. Sr. für jedes einzele Erem-
plar unterwerfen.

ich Jede Person, die ein ungestempeltesEremplar
eines öffentlichen Blattes oder Nenigkeitöpapieresempfängt
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»ud behalt, unterliegt ebenfalls einer Geldbuße von 20
Pf. St. für jedes empfangene und behaltene Eremplar.

20. Jeve Person, die ei» ungestempeltesöffentli¬
ches Blatt oder Neuigkeitspapicr außer England befö-
derl oder befödern laßt, unterliegt einer Geldbuße von
Ivo Pf. St.

21. Eine Geldbuße von 500 Pf. Sr> erleiden die,
welche dergleichen ungestempelte Eremplare nach Frank¬
reich, Spanien und andern im Kriege mit England be¬
griffenen Landern befödern.

22 In den Fallen, wo eine Person einem Frie¬
densrichter eidlich erklärte, daß eine andre Pe>son die Ab¬
sicht habe, in irgend ein mit Großbritannien im Kriege
begriffenes Land dergleichen ungestempelte Blätter zu be¬
födern, und wo zener Friedensrichter es raihsam fände,
die angegebne Person vorzuladen und zu befragen, diese
aber weder erscheinen noch Red' und Antwort geben wollte,
soll diese Weigerung mit einer Geldbuße von 50 Pf. St be¬
straft und die Bezahlung derselben mit Gefangniß erzwun¬
gen werden können, das aber nicht über drei Monate dauern
darf. Die weggenommenen Blätter werden konfiszirt.

2Z. Im Fall einer von den Eigenthümern öffentli¬
cher in Großbritannien gedruckter Blätter außer briiti,
schein Gebiete wohnte, soll sein Name und Aufenthalt
in der Erklärung genau bezeichnet werden. *)

-) Dieser Artikel gehört offenbar zu de» beiden ersten, in¬

dem er hier wie verloren steht, lieberhaupt ist das Gesetz auch

in logischer Hinsicht nicht gut redigirt. A. d. U.



24. Da die Nachrichten oder andre Aufsätze solcher

Blatter, welche darauf abzwecke», Haß und Verachtung

gegen die Persot, Sr. Majestät oder gegen die Berfas?

sung und Regierung des briliischcn Reiches zu erwecken,

in diesen Blattern oft so bekannt gemacht werden, als

waren sie aus fremden entlehnt, so sollen deren Drucker,

Redaktöre und Eigenthümer in einem solchen Falle

nnt Gefänglich, das nicht unter sechs Monate noch

über ein Jahr dauern kann, bestraft werden, ungerech¬

net jede andre Strafe, zu welcher sie für ihr hoch ver¬

brecherisches Verhalten inisrleme-rnor) verurtheilt

werden mochten, wobei ihnen in dem Prozesse noch der

Beweis zur Last fallt, daß der von ihnen entlehnte Arti¬

kel buchstäblich der nämliche sei, der sich in dem aus¬

wärtigen Blatte fand.

2Z- Im Falle sie diesen Beweis nicht führen konnten,

sind sie wegen Bekanntmachung eines solchen Artikels

einer Libellklage unterworfen, eben so als wenn derselbe

von ihnen selbst wäre abgefaßt worden.

26. Vierzig Tage a llmo dieses Gesetzes kann Nie¬

mand gestempeltes Papier für die öffentlichen Blätter und

Ncuigkeitspapiere verkaufen, wenn er nicht zu diesem Be¬

Hufe von den Stempelkommissarcn beauftragt worden.

,Dic>er Auftrag wird nur unter einer guten und hinrei¬

chenden Gewährleistung (camion) ertheilt werden, wo¬

durch jich Jemand verbindlich macht, alle sechs Wochen

dem Stempeiamtc Rechnung über die ausgcgebncn Slcm-

pelblaitcr abznlegen. Jede nicht beauftragte Person, die



vergleichen verkaufte, erleidet eine Geldbuße von .los
Pf. St. *)

27. Wer öffentliche Blätter auf ungestempeltesPa¬
pier gedruckt hat, ist außer den oben bestimmten Stra¬
fen auch verpflichtet, als Schuldner des Stempclamts
die Gebüren zu cnrnchten, um welche er dasselbe betro¬
gen hat.

28. In jedem Prozesse wegen Uebertretung des ge¬
genwärtigen G-setzes sind die Drucker, Redaktöre oder
Eigenthümer der öffentlichen Blätter und Neuigkeitspa¬
piere gehalten, ihre Register auf die erste Ausfoderung
vorzulegen; dieselben können aber gegen sie vor Gericht
nur in Bezug auf die einzige Thal zeugen, weshalb de¬
ren Vorlegung verlangt worden.

2y. Alle Geldbußen und Strafen, nebst den Kon-
fiskazivncn, welche durch das gegenwärtige Gefetz aus¬
gesprochen sind, können erhoben und vollzogen werden
kraft Befehls der Gerichtshöfe dieses Reichs, wenn sie
über 20. Pf. Sr. betragen, durch die Friedensrichter der
Grafschafren, wenn sie unter dieser Summe sind, und
zwar mittels Verkaufs des Eigenthums der Uebertreter,
oder, im EutstehungSsalle, mittels Ergreifung und Ein¬
sperrung ihrer Personen, welche Einsperrung den Zeit¬
raum von drei Monaten nicht übersteigen kann. Die
Hälfte der Geldbußen und anderen Strafen ist den An-

") Diese Bestimmung gehörte eigentlich gar nicht in das

gegenwärtige Gesetz, sondern in ein besondres Stcmpelgcsetz.

Dies? gilt auch vom folgenden Artikel. A. d. U.
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geber II bewilligt, die andre Hälfte fällt Sr. Maje¬
stät zu.

zo. zi. und Z2. Diese Artikel betreffen die bloße -
Form. 2)

Im Hause der Gemeinen gab es wenig Debatten
über dieses Gesetz. Bei der ersten Vorlesung des Ent¬
wurfes widersprach Hr. Ieclill, weil daS Gesetz darauf
hinsirebte, die Zahl der Herausgeber von Zeilschriften zu
beschränken und sie in einer mindern Klasse von kleinen
Elgemyümern zu konzentriren. Bei der dritten Vorlesung
betrachtete Sir Francis Burdett (gegenwärtiges Mitglied
der Gemeinen für Westminstcr) das Gesetz als willkürlich
und quälerisch, und als eine» Versuch, die Zwingherr,
schafr einer verdorbnen und verderbendenRegierung zu
befestigen.

Z) Wir haben hier bloß den wesentlichenInhalt der Artikel
dieses Gesches gegeben, welches sechs Seiten im größten Quart¬
formate, sehr fein gedruckt, enthalt, nämlich von S, 855 —861.
V. >7. des Sr->tute -booli ar large oder der Sammlung der Ge¬
setze des Parlementö von Großbritannien.

4) Hier ist der Schluß seiner Rede: „Eine starke und ge-
schliche Regierung bat nichts zu fürchten und alles zu hoffen

„von der Freiheit der Presse. Aber der Despotismus liebt die
„Dunkelheit und das Gebeimniß. Er fürchtet das forschende
„Auge der Wahrheit; und wen» ein Fürst, geneigt zur Will-
„kür, unterstützt durch ein bestechendes Ministerium, und sich
„stützend auf ein bestochenes Parlement, die Mittel zur Errich-
„ tung und Erhaltung einer dreifachen Tvrannei zu suchen hätte,
„so könnten ihm keine kräftiger» empfohlen werden, als das

vorgeschlagnc Gesetz. Der große Mann, mit welchem der Mi-
„nistcr" (William Pitt) „einen sonderbaren Gegensatz zu bik-

L



Keiner von den Redner» der Opposizion hob beson¬

ders die plackerischcn und fiskalischen Anordnungen der

Anikel 21. und 22. hervor. Das Gesetz wurde ange¬

nommen. Man hat es in der Erfahrung als gut und

nützlich befunden. Wenn die Journale mehr unter die

Gewalt der Regierung gekommen, so ist weder die Nicht¬

vollziehung jenes Gesetzes »och dessen Misbrauch daran

Schuld. Man kann nur den ausgedehntern Gebrauch der

Informationen ex olllcio gegen das politische Libell und

die Rekurse an den Kanzlcihof oder die Kassazion der

Gcrichrsurlheile deöhalb anklagen.

Mlt Hülfe der Jnformazionen ex o/licio in den

ziemlich häufigen Fallen der politischen Libelle gegen den

Staar und die Verfassung und selbst gegen die beiden

Kammern des Parlements, sind die Herausgeber der Mi¬

nisterialen Journale durch den Staatsanwalt nicht ver¬

folgt worden; oder vielmehr wenn dieser genothigt war,

dem dringenden Verlange» einer Untersuchung von AmtS

„den verdammt scheint, sein Vater" (der Graf vvn Cbatham)
„nahm sich ganz anders. Als einige Svkophanten seiner Zeit
»ihm zusetzten zu erlauben, daß eine Maaßregel dieser Art dem
.. Parlemente vorgeschlagen würde, und als man in seiner Ge¬
genwart auf die Nothwendigkeit drang, die gegen ihn gerich-

teten Verleumdungen zurückzutreiben, so erinnerte er mit je-
..ner Seelengröße, die seinem Charakter so tief eingeprägt war:
..»Nein, die Presse ist, wie die Luft, eine privilegirte Buhle-
,,„rin (oliaetsreä libertinv), Die ministeriale Verderbniß en-
,.„dct immer nnt dem Umstürze aller freien Verfassung und
..»mit der Einführung einer militärischen Regierung."" —-
„Das waren die Besorgnisse und Ahnungen jenes großen Man-

nes." — Burdett ward damal nicht in Anspruch genommen.
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wegen nachzugeben, so wachte er sie schlecht oder ver¬

nachlässigte sie, oder gab auch oft die gerichtliche Ver¬

folgung gänzlich auf. Lord Holland beklagte siel? auch

darüber in seinem Autrage vom 4. Marz tZtl im Ober-

Hause.

Eben so, wenn die Herausgeber ministerialer Zeit¬

schriften von Privatpersonen, die von ihnen verleumdet

worden, mittels des Jndiktements oder der Sckadenklage

gerichtlich belangt und von den Schwurgerichten und an¬

dern Gerichtshöfen verurtheilt worden waren, so sind ih¬

nen bei verschicdnen Gelegenheiten, in Fällen einer nicht

ganz offenbaren Ungerechtigkeit, die Rekurse an den Kanz-

leihof zu ihrem großen Vortheile bewilligt worden.

Beschluß.

Wir haben einfach, genau und unparteiisch die eng¬

lische Gesetzgebung und Rechtslehre in Bezug auf politi¬

sche und Privatlibelle, die Presse und die Journale zer¬

gliedert und dargestellt.

Man hat gesehn, daß diese Jurisprudenz Misbrau-

che darbot, welche die Macht mit einer großen Autorität

bewaffneten, in welche Hände sie auch der Wechsel der

politischen Begebenheiten niedergelegt habe» mochte, und

daß diese Autorität in vielen Fällen ganz und gar auf

dem Ermessen der ober« Nichter und des Lordkanzlers von

England beruhte. Die Einrichtung der verschicdnen Arten

von Schwurgerichten, die Festigkeit und Scharfsicht der

L 2
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Geschwvrnen, ihre Vaterlands- mid Freiheitsliebe, und
ihre Anhänglichkeit an den heiligen Rechten der Mensch¬
heit beschützen ohne Zweifel oft den unterdrückten Schwa¬
chen gegen den mächtigen Unterdrücker. Aber die Riegel,
welche sie den Bedrückungenvon Seiten der Macht vor¬
schieben, bestehen vielmehr in einer negativen Kraft,
welche die Ungerechtigkeit und Unterdrückung zurückweist,
als in der positiven Gewährung einer durchgangig schüz-
zenden Gerechtigkeit.

Die Abhülfe jener Fehler laßt sich theils von der
ursprünglichen Vortreflichkeir der englischenVerfassung,
welche Mittel genug zur Verbesserung in sich schließt,
theils daher erwarten, daß man jetzt in England das
Bedürsniß eines allgemeine» Gesetzbuches in Bezug auf
das bürgerliche, peinliche und Handelsrecht und das ge¬
richtliche Verfahren überhaupt sehr lebnaft fühlt.

Lord Grenville im I. iZoy und Lord Sranhopte im
I. iZrü haben Sammlungen einiger besonder» Gesetze
verlangt, um endlich zu einem Köder aller eristirenden
Gesetze zu gelangen und sich zu überzeugen, wie sie
einander widersprechen oder in Abgang gekommen seien.
Lord Stanhopc hat bewiesen, daß es zwei Statuten
Georg's II. gebe, die nicht in das Statntenbnch einge¬
rückt worden. Endlich haben die beiden Kammern des

ü) Man muß bemerken, daß jene Misbränche nicht blos der
Jurisprudenz in Ansehung des Libells, der Presse und der Jour¬
nale eigen sind, sondern sich beinahe in allen Tbcilen der Ge¬
setzgebung finden.
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Parlements am 16. In» lyiö den gemeinschaftlichen Be¬

schluß gefaßt, daß ein voraus juris gewacht werden

sollte, worin die Gesetze nach Ordnung der Materien zu¬

sammengestellt würden.

Man darf glauben, daß ein so weitläufiges Werk,

indem es die Aufmerksamkeit der öffentlichen Meinung

auf eine Sammlung zieht, die neben Gesetzen von der

höchsten Weisheit, barbarische (wie die, welche Todes¬

strafe auf den Schleichhandel setzen), schwankende, la¬

cherliche, kleinliche, knauserige Gesetze ausfuhren muß,

eine Reform der Gesetzgebung und ein allgemeines Rechts¬

buch herbeiführen werde. Aber das Gure macht sich so

langsam, die Misbrauche verknüpfen so viele Interessen,

daß die Bekanntmachung eines solchen RechtSbucheS nicht

eher geschehen wird, als bis Grenville und Stanhope

nicht mehr sein werden. 6) Das dankbare England wird

nichtsdestoweniger ihre Namen für diese einzige nnd aus¬

gezeichnete Wohlthat der Nachwelt überliefern.

ö) Lord Stanhope ist bereits gestorben. fEs sitzt jetzt ein

Graf Stanhope im Obcrhansc, wahrscheinlich ein Sohn oder
Verwandter von jenem. A. d. U.)
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